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Das am Montag, 6. September vorgestellte Sofortprogramm der LINKEN für einen Politikwechsel
verwundert. Das achtseitige Papier enthält eine politische Einschätzung, allgemein formulierte
politische Ziele und unmittelbare „erste Schritte“ in acht thematischen Feldern. Einige sind konkret
formuliert, andere bleiben unbestimmt. Mit diesem minimal gehaltenen Sofortprogramm
unterbreitet die Partei- und Fraktionsleitung der LINKEN ihren ersehnten Koalitionspartnern der
SPD und den Grünen de facto ein Unterordnungsangebot. Der Inhalt dieses Papiers ist so
bescheiden, dass man sich als außenstehender Beobachter fragt, ob diese Partei gerade dabei ist
ihren Wahlkampf knapp drei Wochen vor der Wahl einzustellen.

Mit SPD und Grünen für einen sozial-ökologischen
Politikwechsel, wirklich?
Das Sofortprogramm geht von zwei Annahmen aus: Erstens, es gibt eine gesellschaftliche Mehrheit
für einen sozial-ökologischen Politikwechsel. Zweitens kann diese Mehrheit in einer Koalition SPD-
Grüne-LINKE ihren politischen Ausdruck finden.

Die erste Annahme gilt es zu überprüfen. Doch die zweite Annahme entspringt reinem
Wunschdenken. Weder die SPD noch die Grünen setzen sich für eine sozial-ökologische Wende ein.
Ihre Programme orientieren sich an einer liberalen Modernisierung des deutschen Kapitalismus mit
seinem Führungsanspruch in Europa. Beide Parteien stehen weiterhin fest zum Erbe der rot-grünen
Regierung Schröder-Fischer von 1998 bis 2005. Diese Regierung setzte die bislang radikalsten
neoliberalen Reformen im Bereich der Arbeitsbeziehungen durch, baute mit der „Riester-Rente“
kapitalgedeckte Altersvorsorgesysteme zur Fütterung des Finanzkapitals auf, senkte die
Unternehmenssteuern, liberalisierte die Finanzmärkte und führte erstmals im großen Stile Krieg.
Warum sollen diese beiden Parteien plötzlich für ernsthafte sozial-ökologische Reformen einstehen.
Das behaupten diese ja nicht einmal selber.

Die politische Landschaft in Deutschland wird derzeit von vier liberalen Parteien geprägt, einer
konservativliberalen, einer ultraliberalen, einer sozialliberalen und einer grünliberalen Partei Diese
werden die Regierungszusammensetzung kapitalfreundlich unter sich aushandeln. Die
nationalliberale AfD mit ihrem faschistischen Flügel vertritt ein rassistisches Programm.

Die von der LINKEN erhoffte sozial-ökologische Wende lässt sich nur gegen diese Parteien
durchsetzen. Um das dafür notwendige Kräfteverhältnis aufzubauen, braucht es nicht eine Abkehr
vom eigenen Programm und Koalitionsangebote an bürgerliche Parteien, sondern gesellschaftliche
Mobilisierungen und eine geduldige Aufbauarbeit am Wohnort und in den Betrieben.

Das taktische Kalkül hinter dem Sofortprogramm scheint banal zu sein. Offensichtlich will die Partei-
und Fraktionsleitung der LINKEN mit dieser Operation nochmals Schwung in die mediale
Berichterstattung bringen. Sie geht davon aus, dass sie mit diesen weichgewaschenen Vorschlägen
die Führungen von SPD und Grüne dazu bringen könnte, sich auf eine Koalitionsdebatte einzulassen.
Doch der Preis für diesen Unsinn ist hoch. Ohne Not verzichtet DIE LINKE auf Kerninhalte ihres
Parteiprogramms und Wahlprogramms. Aber genau diese Inhalte, der Wunsch nach wirklichen
Verbesserung und nach einer anderen Gesellschaft sind für viele Menschen doch der Grund die
LINKE zu wählen. Genau dafür genießt die LINKE ein hohes Ansehen unter kritischen Menschen
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auch außerhalb Deutschlands.

Programm über Bord
Die Autor:innen machen nicht klar, was mit „sofort“ in ihrem Sofortprogramm meinen. Sollen das
die ersten 100 Tage der neuen Regierung sein oder sind damit nur einfach die dringlichsten
Maßnahmen in der vierjährigen Legislaturperiode gemeint? Die Autor:innen scheinen selber nicht zu
glauben, dass sie ihre Ziele in einer Regierung unterbringen können. Darum beschränken sie sich
gleich auf eine bescheidene regierungskonforme Wunschliste. Wollten die Autor:innen nichts
fordern, was SPD und Grüne „einfach ablehnen können“? Das ist wohl die taktische Idee dahinter.
Tragisch dabei ist, dass DIE LINKE mit diesem Papier jeden Ansatz eines eigenständigen Projekts, ja
sogar eines eigenständigen Reformansatzes, aufgibt.

Das Sofortprogramm enthält Aussagen über gute Arbeit und faire Löhne, zur sozialen Sicherheit,
Angleichung von Ostdeutschland, zu sozial-ökologischen Investitionen, zum Gesundheitssystem, zur
Wohnungspolitik, zu einer neuen Friedensordnung sowie zur Demokratisierung und Unterstützung
von Kommunen, die Flüchtlinge aufnehmen wollen. Ich beschränke meine Kritik auf die drei
Bereiche Klima, Gesundheit und Frieden.

Auch mit der Linken heizt Deutschland dem Klima ein
Das Sofortprogramm orientiert sich allgemein am Wahlprogramm und will eine „Energiewende mit
verbindlichen Ausbauzielen, die sich am 1,5 Grad-Ziel ausrichten“. Doch die konkreten Vorschläge
dienen nicht dazu, dieses Ziel zu erreichen. Deutschland verbleibt unter der Annahme einer gleichen
pro Kopf-Verteilung gemäß Konzeptwerk Neue Ökonomie ab 2022 noch ein Budget von 2,97 Gt C02 ,
damit die Welt mit einer Wahrscheinlichkeit von 50% die 1,5° Grad Marke nicht zu überschreitet.
Die historische ökologische Schuld Deutschlands sowie der Flug- und Schiffsverkehr sind dabei nicht
einmal berücksichtigt. Deutschland müsste ab sofort bis 2035 jährlich 40 GW Wind- und
Solarenergie zubauen, das sagt eine von Fridays for Future beauftragte Studie des Wuppertal-
Instituts. Wenn der Begriff „Sofortprogramm“ angemessen ist, dann hier. Würde Deutschland den
bisherigen Verbrauch fortsetzen, wäre das Budget ein Jahr nach der kommenden Wahlperiode
aufgebraucht. Die Energiewende, Kohleausstieg 2030 und ein Zukunftsinvestitionsprogramm
klingen gut, reichen aber nicht. Die vorgeschlagenen Maßnahmen im Verkehr sind komplett
unverbindlich und ungenügend: keine Absage an Gaskraftwerke, kein Wort zur
Verkehrsvermeidung, keine Aussage gegen die massenhafte Einführung von Elektroautos, nicht
einmal ein Tempolimit auf Autobahnen als minimalste Sofortforderung. Dagegen soll ein „Industrie-
Transformationsfonds“ Unternehmen und Konzerne mit über jährlich 20 Milliarden Euro bei ihren
Nachhaltigkeitsübungen subventionieren. Das klingt nach Wachstumsprogramm.

Gesundheit, doch die Pandemie geht vergessen
Das Sofortprogramm verlangt ein „gerechtes Gesundheitssystem“ und will „den Pflegenotstand
stoppen“. Richtig. Doch die Autor:innen vergessen bei den ersten Schritten merkwürdigerweise die
Pandemie. Auch nach der Wahl wird sie Menschen in Deutschland und noch viel mehr auf der
ganzen Welt in Tod reißen und langzeitig leiden lassen. Das Programm erwähnt in keinem Wort die
solidarische Versorgung der Weltbevölkerung mit Impfstoffen. Mit einer Aufhebung oder zumindest
Sistierung der Patente auf Impfstoffe könnte das Leid reduziert werden. Doch das Sofortprogramm
verliert kein Wort dazu. Zählt eine stillschweigende Duldung der imperialistischen Wettbewerbs-
und Impfpolitik bereits zur Staatsräson?



Friedensordnung weiterhin mit deutschen Waffen
Das Sofortprogramm will Rüstungsexporte in Krisengebiete stoppen. Richtig. Doch was ist mit den
anderen Rüstungsexporten? Kein Wort dazu. Wir wissen alle, dass stabile Gebiete plötzlich die
Krisengebiete von morgen sein können. Wirklich befremdlich ist diese Forderung: „Wir führen den
Rüstungsetat auf das Niveau von 2018 zurück.“ Ernsthaft? Diese Forderung soll die Menschen
motivieren, die LINKE zu wählen? Das ist lächerlich. Jede halbwegs friedenspolitische und
solidarische Partei würde eine massive Reduktion der Rüstungsausgaben fordern. Zudem sind
Rüstungsindustrien und Armeen wesentliche Treiber von CO2-Emissionen. Sollen auch diese auf den
Stand von 2018 eingefroren werden? Wer so was vorschlägt, macht sich lächerlich.

Sogar wenn man die Grundannahmen teilen würde –  was ich nicht tue -, dass eine
Regierungskoalition mit der SPD und den Grünen einen Politikwechsel einleiten würde, dann müsste
die LINKE doch versuchen, ihre Verhandlungsposition zu stärken.

Der Wahlkampf findet eigentlich bislang nicht statt. Scholz präsentiert sich zu Recht als Erbe von
Merkel und ist damit erfolgreich. Die CDU wird nervös und bringt die LINKE in die öffentliche
Debatte. Anstatt dass die LINKE diesen Ball selbstbewusst aufgreift und ihre Ablehnung dieses
Systems, das Mensch und Umwelt zerstört, in die Breite trägt, gibt sie auf, bevor die Wahlen
überhaupt stattgefunden haben. Welchen Sinn ergibt das? Diese Operation hinterlässt wohl nicht
nur mich ratlos.

Die Reaktionen von den Spitzen der SPD und der Grünen sind wie erwartet. Sie bleiben da, wo sie
sind. Ihr Projekt ist eben die sozial-grün angestrichene Modernisierung der Kapitalherrschaft. Das
Projekt der LINKEN ist es, mit einer Mobilisierung aus der Gesellschaft wirkliche sozial-ökologisch
Reformen durchzusetzen. Das sind also nicht nur zwei komplett unterschiedliche Ziele, auch die
Wege verlaufen ganz anders.


